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Neues Werkvertragsrecht im BGB! 
 
 

Planungsgrundlage nach § 650p 
Abs. 2 BGB in der Praxis! 
 
 
Bei jedem Planervertrag sollte geregelt werden, wie die Parteien die Planungs-
grundlage nach § 650p Abs. 2 BGB im konkreten Fall verstehen, sonst gibt es 
bereits bei Projektstart Ärger. 
Bei Verträgen, welche im Rahmen eines VgV-Verfahrens geschlossen werden, 
sind die Projektziele nach § 31 VgV grundsätzlich so ausreichend beschrieben, 
dass damit eine Planungsgrundlage vorliegt. Bei Verträgen mit eher unbestimm-
tem Inhalt sollte die Planungsgrundlage z. B. mit Bezug zur DIN 18205 konkreti-
siert werden. Bei Verträgen zur Tragwerksplanung sollte klargestellt werden, 
dass die Planungsgrundlage für die Tragwerksplanung vom Objektplaner 
kommt. 
 
Anfrage 1: Ein Autraggeber möchte wissen, ob 
es noch einer Planungsgrundlage nach § 650p 
Abs. 2 BGB bedürfe, wenn er die Aufgabe be-
reits im Rahmen eines europaweiten Vergabe-
verfahrens beschrieben hat. 
 
Anfrage 2: Ein Planer möchte wissen, wie er 
mit einem Vertragsentwurf eines Auftraggebers 
umgehen soll, der die Leistung wie folgt be-
schreibt: „Planung des Umbaus der Bahnhofs-
straße von (...) bis (...)“. 
 
Anfrage 3: Ein Tragwerksplaner erläutert, dass 
ein Auftraggeber einen Vertrag über die Trag-
werksplanung für ein Gebäude mit ihm machen 
möchte, bei dem der Architekt bereits die Vor-
planung weitgehend erstellt hätte. Er will wis-
sen, was eine Planungsgrundlage nach § 650p 
Abs. 2 BGB in diesem Zusammenhang für 
seine Leistungen sei. 
 
Vorab: § 650p Abs. 2 BGB1 regelt, dass der 
Planer eine „Planungsgrundlage“ zu erstellen 
hat, wenn wesentliche Planungsziele noch nicht 
vereinbart sind. Nach hier vertretener Auffas-
sung entspricht diese „Planungsgrundlage“ der 
in Leistungsphase 1 lit. a) in jedem 

                                                 
1 BGB in der Fassung ab 01.01.2018 
2 Kalte/Wiesner im Deutschen Ingenieurblatt 06-2017 

Leistungsbild der HOAI genannten Vorgabe o-
der Bedarfsplanung des Auftraggebers2. An-
dere Autoren kommen allerdings zu dem Ergeb-
nis, dass diese Planungsgrundlage lt. § 650p 
Abs. 2 BGB in der Leistungsphase 1 und 2 der 
HOAI vom Planer erst noch zu entwickeln sei3. 
Bei einem solchen Streitstand sollten die Par-
teien ihr Verständnis der im Gesetz genannten 
„Planungsgrundlage“ im Vertrag für das kon-
krete Projekt definieren, um Konflikte zu vermei-
den. Da die „Planungsgrundlage“ lt. Gesetz 
dazu dient, wesentliche Planungsziele zu be-
stimmen, sind das in der Sprache der Praktiker 
Qualitäten, Quantitäten und Kosten, im Einzel-
fall auch Termine. 
 
Zur Anfrage 1: Auf Nachfrage erläutert der Auf-
traggeber, dass er die Planung einer Kinderta-
gesstätte beschaffen möchte und im Vorfeld die 
Anzahl der Kinder, den erforderlichen Raum für 
jedes Kind, die bei der Stadt üblichen Ausstat-
tungsstandards, die Kosten und die Termine für 
die zu planende Kindertagesstätte angegeben 
habe. Im Verfahren hätte es noch einige Rück-
fragen zur Aufgabe gegeben; diese seien aber 
alle beantwortet worden. Jetzt möchte er den 
Vertrag schließen und möchte wissen, ob es 

3 Kniffka, im Sonderheft zum neuen Bauvertragsrecht, 
BauR 2017, 1856 
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noch einer Planungsgrundlage nach § 650p 
Abs. 2 bedürfe, die er dann beauftragen und be-
zahlen müsse. 
Antwort GHV: Der Auftraggeber hat im Rah-
men eines VgV-Verfahrens eine Aufgabenbe-
schreibung erstellt, die den Anforderungen lt. § 
31 Abs. 2 Nr. 1 VgV entspricht. Entsprechend 
war die vom Planer zu lösende Aufgabe so ge-
nau beschrieben, dass sie den Bietern ein kla-
res Bild vom Auftragsgegenstand vermittelt hat, 
der Auftraggeber vergleichbare Angebote erhal-
ten hat und er auf Grundlage der Angebote und 
der verhandelten Rückfragen den Auftrag ver-
geben kann. Die gewünschten Qualitäten, 
Quantiäten, Kosten und Termine stehen dem-
entsprechend im Vertrag. Hier sind also die we-
sentlichen Planungsziele bereits im Vergabe-
verfahren festgelegt und eine Planungsgrund-
lage im Sinne von § 650 Abs. 2 BGB liegt vor4. 
Der Auftraggeber muss also nichts weiter be-
auftragen oder zusätzlich vergüten. 
 
Zur Anfrage 2: Der Planer erläutert, dass der 
Vertragsentwurf auf Basis des aktuellen BGB 
2018 beruht und § 1.4 des Vertrags die Rege-
lungen von § 650p Abs. 2 BGB sinngemäß wie-
dergibt. Er wisse aber gar nicht, welche Leistun-
gen er konkret im Sinne einer Planungsgrund-
lage erbringen solle. Er hätte den Auftraggeber 
gefragt und der konnte ihm auch nichts weiter 
dazu sagen, außer dass das im Gesetz so 
stände und er das Vertragsmuster verwenden 
müsse. 
Antwort GHV: Eine so allgemein gehaltene 
Leistungsvereinbarung im Vertrag wird so zu 
bewerten sein, dass damit noch keine wesentli-
chen Planungsziele vereinbart sind5. Denn mit 
der gewählten Formulierung ist das konkrete 
Ziel völlig offen und könnte von einem verkehrs-
beruhigten Bereich bis zu einer Hauptverkehrs-
straße alle denkbaren Ziele umfassen. Genau 
bei solchen Formulierungen greift § 650p Abs. 
2 BGB und eine Planungsgrundlage ist zu er-
stellen. Damit klar ist, was die Parteien unter ei-
ner solchen Planungsgrundlage für den konkre-
ten Fall verstehen, sollten die Parteien eine ein-
deutige Vereinbarung treffen. So könnte im 

Vertrag stehen, dass der AN noch eine Bedarf-
splanung nach DIN 18205:2016-11, Checkliste 
4 Punkt 1 in Verbindung mit Checklisten 1 
Punkte 1 und 2 und Checkliste 2 Punkt 1 zu er-
stellen hat und dafür z. B. 5.000 € erhält und 
dies als Planungsgrundlage und Kostenein-
schätzung nach § 650p Abs. 2 BGB verstanden 
wird. Damit ist klar, mit welchen Unterlagen die 
Planungsgrundlage mangelfrei vorgelegt wer-
den kann. 
 
Zur Anfrage 3: Geht es um eine Tragwerkspla-
nung für ein Gebäude und liegt bereits die Vor-
planung des Architekten weitgehend vor, dann 
sind die wesentlichen Planungziele für das Ge-
bäude bereits bestimmt. Denn aus einer Vorpla-
nung ergeben sich ohne Frage alle wesentli-
chen Qualitäten, Quantiäten, Kosten und auch 
Termine für das Projekt. Für eine Planungs-
grundlage im Sinne des § 650p Abs. 2 BGB ist 
für das Tragwerk kein Bedarf mehr. Dies gilt zu-
mindest bei üblichen Gebäuden mit einer übli-
chen Tragwerksstruktur. In diesem Fall sollten 
die Parteien im Vertrag aufnehmen, dass die 
Tragwerksplanung auf der Basis der bestehen-
den Vorplanung des Architekten zu erfolgen 
habe und die Parteien sich im übrigen einig 
seien, dass eine Planungsgrundlage im Sinne 
von § 650b Abs. 2 BGB daher nicht mehr erfor-
derlich sei. Dies gilt bei üblichen Ingenieurbau-
werken für eine daran anknüpfende Tragwerks-
planung entsprechend. Einzig bei schwierigen 
Tragwerken mit ungewöhnlichen Anforderun-
gen oder bei dem Bedarf von besonderen Bau-
materialien könnte das anders sein. Dann 
könnte für den Tragwerksplaner der Einsatz von 
Faserbeton, CFK-Lammellen oder anderer spe-
zieller Materialien weitere Planungsgrundlage 
sein. 
 
Fazit: Das neue BGB fordert in § 650p Abs. 2 
BGB, dass eine Planungsgrundlage zu erstellen 
ist, wenn wesentliche Planungsziele noch nicht 
vertraglich vereinbart sind. Da das Gesetz nicht 
selbst klärt, was hierunter zu verstehen ist, soll-
ten die Parteien dies in jedem Vertrag individu-
ell regeln.  

 
Autoren 
Dipl.-Ing. Peter Kalte, Öffentlich bestellter und vereidigter Honorarsachverständiger; 
Rechtsanwalt Michael Wiesner, LL.M., Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht, Dipl.-Betriebswirt 
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4 Digel anläßlich des 16. Vergabetags Baden-Württemberg 
am 26.01.2018 in Stuttgart mit der These: Für eine Zielfin-
dungsphase ist bei der Vergabe von Architekten- und Inge-
nieurleistungen oberhalb der Schwellenwerte kein Raum! 

5 Kniffka, a. a. O. S. 1853 
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